oe 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


N, II. 


(Nr. 7284.) Konzeſſions⸗ und Beftätigungs-Urkunde, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn 
von Zeitz zur Landesgrenze in der Richtung über Pegau auf Leipzig und 
den hierauf bezüglichen Nachtrag zum Statute der Thüringiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft. Vom 12. Dezember 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


Nachdem die Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſammlung 
ihrer Aktionaire vom 16. Mai 1868. auf Grund der $$. 3. und 31. des unterm 

20. Auguſt 1844. landesherrlich beſtätigten Statuts (Geſetz⸗Samml. für 1844. 

S. 419. ff.) beſchloſſen hat, ihr Unternehmen auf den Bau und Betrieb einer 
Zweigbahn von Leipzig über Pegau nach Zeitz auszudehnen, wollen Wir zur An⸗ 

lage dieſer Eiſenbahn von Zeitz, und zwar im direkten Schienenanſchluß mit der 
Weißenfels⸗Geraer Bahn, geeigneten Falles unter ſtreckenweiſer Mitbenutzung 
dieſer Bahn, zur Landesgrenze in thunlichſt direkter Richtung über Pegau nach 
Leipzig zur Einmündung in die Thüringiſche Bahn, reſp. unter ſtreckenweiſer Be⸗ 
nutzung derſelben zur Einführung in den Thüringiſchen Bahnhof zu Leipzig, ſowie 
zur Erhöhung des Anlagekapikals der Geſellſchaft um den Betrag von zwei 
Millionen achtmalhundert Tauſend Thalern Unſere landesherrliche Genehmigung 
„hierdurch ertheilen und den anliegenden Nachtrag zu dem Geſellſchafts⸗Statute hier⸗ 

/, mit beſtätigen. Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze über die Eiſen⸗ 
ö hahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. (Geſetz-Samml. für 1838. S. 505.) 
enthaltenen Vorſchriften über die Expropriation und das Recht zur vorübergehen⸗ 

den Benutzung fremder Grundſtücke auf das gegenwärtige Eiſenhahn⸗Anternehmen 
Anwendung finden und daß der mit der Königlich Sächſiſchen Regierung 

wegen Ausführung einer Eiſenbahn von Leipzig nach Zeitz unterm 30. Juli 1867. 
ahgeſchloſſene Vertrag (Geſetz-Samml. für 1867. S. 1361.) für die Thüringiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft, ſoweit es fie betrifft, verbindlich fein ſoll. 


15 Die gegenwärtige Genehmigung und Beſtätigung iſt nebſt dem oben ge⸗ 
Jahrgang 1869. (Nr. 7284) 12 dach⸗ 
5 Ausgegeben zu Berlin den 14. Januar 1869. 
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dachten Nachtrage zum Geſellſchafts⸗Statute durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. Dezember 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Nachtrag 
zum 


Statut der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


Sl 

Auf Grund des in der Generalverſammlung vom 16. Mai 1868. gefaßten 
Beſchluſſes wird das Unternehmen der Thüringifchen Eiſenbahngeſellſchaft auf 
den Bau und Betrieb einer Zweigbahn ausgedehnt, welche unmittelbar von Zeitz 
a dee dort im direkten Schienenanſchluß mit der Weißenfels⸗Geraer Bahn 
reſp. deren Bahnhof bei Zeitz ſtehen und in thunlichſt direkter e 
Pegau nach Leipzig zur Einmündung in die Thüringiſche Bahn reſp. deren Bahn⸗ 
hof dort führen ſoll. 


$. 2. 

Das zur Ausführung und vollſtändigen Ausrüſtung dieſer Bahn, ſowie 
zur entſprechenden Vermehrung der Betriebsmittel erforderliche Kapital wird ein⸗ 
ſchließlich des Aufwandes für Herſtellung des zweiten Geleiſes auf den Bahn⸗ 


ſtrecken von Zeitz bis Gera und von Corbetha bis Markranſtedt auf zwei Mil⸗ 


lionen achtmalhundert Tauſend Thaler feſtgeſetzt. 


a Ss. 3 

Die Beſchaffung dieſes Kapitals von 2,800,000 Thalern erfolgt durch Aus⸗ 
gabe von 16,600 Stück Prioritäts⸗Obligationen, für deren Kreirung und Emiſſion, 
ſowie Verzinſung und Amortiſation die Bedingungen durch ein beſonderes Aller⸗ 
höchſtes Privilegium feſtgeſetzt werden. 

$. 4. 
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Auf das neue Bahnunternehmen findet das Statut der Thüringiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft vom 3./5. Auguſt 1844. mit allen daſſelbe abändernden, landes⸗ 
herrlich beſtätigten Nachträgen gleichmäßig Anwendung. 5 

Außerdem iſt für dieſes Unternehmen der zwiſchen der Königlich Preu⸗ 
ßiſchen und Königlich Sächſiſchen Regierung unterm 30. Juli 1867. abgeſchloſſene 
Vertrag (Geſetz⸗Samml. für 1867. S. 1361.), foweit er die bauende Geſellſchaft 
betrifft, maaßgebend. 


(Nr. 7285.) Privilegium wegen Emiffion von 2,800,000 Thalern Prioritäts⸗Obligationen der 


Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 12. Dezember 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 


Nachdem die Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund des in der General- 
verſammlung ihrer Aktionaire vom 16. Mai 1868. gefaßten Beſchluſſes darauf 


angetragen hat, ihr Behufs des Baues und der Ausrüſtung einer Eiſenbahn von 


da über Pegau nach Zeitz, ſowie zur Herſtellung des zweiten Geleiſes auf 
den Bahnſtrecken von Zeitz bis Gera und von Corbetha bis Markranſtedt die 
Aufnahme einer Summe von 2,800,000 Thalern durch Ausgabe von auf den 
Inhaber lautenden und mit Zinsſcheinen verſehenen Prioritäts⸗Obligationen zu 
eſtatten und Wir zur Anlage der gedachten Eiſenbahn durch die Thüringiſche 
iſenbahngeſellſchaft mittelft onzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde vom heutigen 
Tage Unſere Genehmigung ertheilt haben, wollen Wir in Gemäßheit des $. 2. 
des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwärtiges Privilegium die Emiſſion 


der Prioritäts⸗Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen genehmigen: 


gl, 


Die zu emittirenden Obligationen werden in drei Abtheilungen A., B. 
und C., jede Abtheilung unter fortlaufenden Nummern, nach dem sub A. bei- 


„geſchloſſenen Schema unter der Bezeichnung Serie V. auf farbigem Papier mit 
a ſchwarzem Druck ſtempelfrei ausgefertigt. 


Die erſte Abtheilung (k.) umfaßt 1600 Stück zu 500 Rthlr. unter Nr. 1. 


/ . re 800,000 Rthlr. 
die zweite Abtheilung (B.) 5000 Stück zu 200 Rthlr. 
e,, Se ee 1,000,000 - 


. 1,000,000 


zufammen..... 2,800,000 Rthlr. 
12 * M 


(Nr, 72847285.) it 


e | 5 
| Mit dieſen Prioritäts⸗ Obligationen werden Zinskupons auf Papier von 
, der Farbe der Obligationen, ſchwarz gedruckt, auf ſechs Jahre ausgegeben, und nach 
e dieſer Zeit gegen Einreichung des mit zur Ausgabe kommenden Talons 
erneuert. 
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Sämmtliche nach F. 1. zu emittirende Prioritäts⸗Obligationen haben unter 
ſich gleiche Rechte und werden jährlich mit 42 Prozent, vom Tage der Emiſſion 
an gerechnet, verzinſt. Während der Bauzeit bis zu dem nach F. 3. veröffent⸗ 
lichten Zeitpunkte geſchieht die Verzinſung aus dem Baukapital. 

Die Zinſen werden in halbjährlichen Raten postnumerando nicht nur 
bei der Hauptkaſſe der Geſellſchaft in Erfurt, ſondern auch, nach näherer Be- 
kanntmachung durch die im $. 11. genannten öffentlichen Blätter, in den an der 
Bahn belegenen Städten und in Berlin, Leipzig und Frankfurt a. M. gezahlt. 

Zinſen von Prioritäts⸗Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren 
von dem in dem betreffenden Kupon beſtimmten Zahlungstage ab nicht geſchehen 
iſt, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 

Jeder Zinskupon iſt ungültig, wenn die Vorderſeite deſſelben durchkreuzt 
oder eine Ecke deſſelben abgeſchnitten iſt. 


$. 3. 


Die Prioritäts - Obligationen unterliegen der Amortiſation durch Aus⸗ 
looſung. Zur Amortiſation werden jährlich, und zwar von dem Jahre 1871. 
ab, mindeſtens 2 Prozent des ausgegebenen Prioritäts⸗Obligationen⸗Betrages, 
ſowie die erſparten Zinſen von den ausgelooſten Obligationen verwendet. 

Die Auszahlung des Kapitalbetrages der zu amortiſirenden Obligationen 
erfolgt am 1. Juli jeden Jahres, zum erſten Male am 1. Juli 1871. 

Der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft bleibt jedoch das Recht vorbehal⸗ 
ten, unter Genehmigung der betheiligten drei Staatsregierungen den Amortiſa⸗ 
tionsfonds zu verſtärken und dadurch die Tilgung dieſer Prioritäts⸗Obligationen 
zu e auch dieſelben durch die im F. 2. gedachten Ne Blätter 
mit 15 icher Friſt zu kündigen und durch Zahlung des ennwerthes nebſt 
den bis dahin aufgelaufenen Zinſen einzulöſen; die Kündigung darf aber nicht 
vor dem 1. Januar 1873. geſchehen. i 

Ueber die erfolgte Amortiſation wird den betreffenden Miniſterien der be- 1 
theiligten drei Staatsregierungen alljährlich ein Nachweis eingereicht. 1 


9. 4. 


Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen Serie V. ſind auf Höhe der 
darin abe an Kapitalbeträge und der dafür nach $. 2. zu zahlenden 
Zinſen Gläubiger der Geſellſchaft und ſollen als ſolche, wie denſelben hiermit 
eingeräumt wird, vor den Inhabern der Prioritäts⸗Obligationen der Thüring . 
ſchen Eiſenbahngeſellſchaft Serie J. II., III. und IV. mit den dazu gehörigen 
Zinskupons ein ausſchließliches Vorzugsrecht auf die von Leipzig über Peguu 
nach Zeitz führende Zweigbahn mit ſämmtlichen Zubehörungen haben. 68 1 
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Es iſt zu dem Ende von der Direktion ein vollſtändiges Inventar der 

genannten Zweigbahn mit Zubehörungen aufzunehmen, welches alle drei Jahre 
einer N zu unterwerfen und den betheiligten drei Staatsregierungen vor⸗ 
ulegen iſt. 
Ai Demmädjt follen aber auch die Inhaber der gedachten Prioritäts⸗Obliga⸗ 
tionen Serie V. als Gläubiger der Thüringischen Eiſenbahngeſellſchaft berechtigt 
ſein, wegen ihrer Kapitalien und Zinſen, inſoweit ſie durch ihr Vorzugsrecht auf 
die genannte Zweigbahn nicht zur vollen 1 gelangt ſind, nach den 
Inhabern der Prioritäts⸗Obligationen Serie I., II. III. und IV. zum Belauf 
von 11,900, 00 Thalern an das geſammte übrige Vermögen der Thüringischen 
Eiſenbahngeſellſchaft und an deſſen Erträge ſich zu halten. 


F. 5. 
Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen ſind nicht befugt, die Zahlung 


der darin verſchriebenen Kapitalbeträge nebſt Zinſen anders, als nach Maaßgabe 
des in F. 3. gedachten Amortiſationsplanes zu fordern, ausgenommen, wenn 


a) ein Zinszahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 


b) der Transport auf der genannten Zweigbahn oder auf der Thüringiſchen 

Hauptbahn länger als ſechs Monate ganz aufhört; 

e) gegen die Eiſenbahngeſellſchaft Schulden halber Exekution durch Abpfän⸗ 
dung oder Subhaſtation vollſtreckt wird ; ; 


d) Umftände eintreten, die jeden anderen Gläubiger nach allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Grundſätzen berechtigen würden, einen Arreſtſchlag gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft zu begründen, und a 


e) wenn die im $. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht eingehalten wird. 
In den Fällen a. bis inkl. d. bedarf es einer Kündigungsfriſt nicht, fon- 


dern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, 


zurückgefordert werden, und zwar: 
zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 
zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, 
zu e. bis zum Ablaufe eines Jahres nach Aufhebung der Exekution, 


zu d. Bi zum Ablaufe eines Jahres, nachdem jene Umſtände aufgehört 
aben. N f . 


In dem sub e. gedachten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kündigungs⸗ 
friſt zu beobachten, auch kann der Inhaber einer Prioritäts⸗Obligation von die⸗ 
ſem Kündigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch 
machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte erfolgen ſollen. 

Bei Geltendmachung des vorſtehend sub a. bis e. feſtgeſtellten Rück⸗ 
forderungsrechts ſind die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen nur befugt, zu⸗ 
nächſt an die genannte Zweigbahn, im Falle der Nichtbefriedigung bh 
r. 7285.) N as 
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das geſammte übrige bewegliche und unbewegliche Vermögen der Thüringiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft ſich zu halten. 


6. f 

So lange nicht die ſämmtlichen kreirten Prioritäts⸗Obligationen eingelöſt 
find, oder der zur Einlöſung erforderliche Geldbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf 
die Geſellſchaft keines ihrer Grundſtücke, inſoweit daſſelbe zum Bahnkörper der 
Haupt⸗ oder der genannten Zweigbahn, zu den daran gelegenen Bahnhöfen und 
zum vollſtändigen Transportbetriebe auf der Eiſenbahn erforderlich iſt, veräußern. 
Der Verkauf oder die dauernde Ueberlaſſung einzelner Theile der Bahnhöfe an 
den Staat zum Poſtbetriebe, an Gemeinden, Korporationen oder Individuen zum 
Zwecke von Staatseinrichtungen, oder zur Anlage von Packhöfen und Waaren⸗ 
Niederlagen oder ſonſtigen, zum Nutzen des e und, ohne dieſen zu 
gefährden, den Vortheil der Geſellſchaft erzielenden Einrichtungen, gehört nicht 
zu dieſen unterſagten Veräußerungen; auch bleibt der Geſellſchaft freie Dispoſition 
über diejenigen ihr gehörigen Grundſtücke vorbehalten, welche nach einem Atteſte 
des betreffenden Regierungskommiſſars zum Transportbetriebe der Haupt⸗ oder 
der Zeitz-Pegau⸗Leipziger Zweigbahn nicht nothwendig ſind. 


SV; 
Die Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft ift nicht berechtigt, ein Anleihegeſchäft 
zu machen, welches die den nach dieſem Plane zu emittirenden 2,800,000 Thaler 
Prioritäts⸗Obligationen eingeräumten Rechte irgend beeinträchtigte oder ſchmälerte. 


$. 8. 
Die Auslooſung der nach $. 3. jährlich zu amortiſirenden Prioritäts⸗Obli⸗ 


gationen geſchieht in Erfurt durch die Direktion der Geſellſchaft im Monat April, 


und zwar in einem vierzehn Tage vorher durch die mehrgedachten öffentlichen 
Blätter bekannt zu machenden Termine, dem beizuwohnen die Inhaber dieſer 
Obligationen die Befugniß haben. i 


Ueber die Verhandlung iſt vom Syndikus der Geſellſchaft ein Protokoll 


aufzunehmen. 
gg: 

Die Nummern der ausgelooſten Wrioritäts Obligationen werden binnen 
vierzehn Tagen nach 17 des F. 8. gedachten Termins öffentlich bekannt 
gemacht, und es erfolgt die Auszahlung derſelben von dem F. 3. bezeichneten 
Tage an nach dem Nominalwerthe an die Vorzeiger der Obligationen gegen 
Auslieferung derſelben durch die Geſellſchafts⸗Haußtlaff zu Erfurt und in Ber⸗ 
lin, Leipzig und Frankfurt a. M. bei den bekannt gemachten Häuſern. 

Mit dem im F. 3. angegebenen Zahlungstage hört die Verzinſung der 
ausgelooſten Obligationen auf. Die Kupons über die noch nicht fällig geweſenen 
Zinſen und der Talon ſind mit der ausgelooſten Prioritäts⸗Obligation gleichzeitig 
zu übergeben, geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag dieſer fehlenden, noch nicht 
fälligen Zinskupons von dem Kapitale gekürzt, um vorkommenden Falls zu deren 
Einlöſung zu dienen. 

Die 
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Die im Wege der Amortifation eingelöften Prioritäts- Obligationen nebſt 
den noch nicht fälligen Kupons werden in Gegenwart der Direktion und des 
Syndikus der Gefellichaft, der darüber ein Protokoll aufzunehmen hat, verbrannt, 
und daß dies geſchehen, wird unter Angabe der Nummern durch die öffentlichen 
Blätter bekannt gemacht. 

Die in Folge der Rückforderung von Seiten der Inhaber ($. 5.) oder der 
Kündigung (F. 3.) außerhalb der fe Amortiſation eingelöſten Prioritäts⸗ 
Obligationen hingegen iſt die Geſellſchaft befugt wieder auszugeben. 

$. 10. i 

Diejenigen Drioritäts - Obligationen welche ausgelooſt und gekündigt find, 
und, der Bekanntmachung in den öffentlichen Blättern ungeachtet, nicht rechtzeitig 
zur Realiſation eingehen, werden während der nächſten zehn Jahre von der Di- 
rektion der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft alljährlich einmal öffentlich auf⸗ 
gerufen; gehen ſie deſſenungeachtet aber nicht ſpäteſtens binnen Jahresfriſt nach 
dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein jeder ln 
aus denſelben an das Geſellſchaftsvermögen, was dann unter Angabe der Num⸗ 
mern der nach dieſem Verfahren werthlos gewordenen Prioritäts⸗Obligationen 
von der Direktion öffentlich bekannt zu machen iſt. 

Die Geſellſchaft hat aus dergleichen Prioritäts⸗Obligationen keinerlei Ver⸗ 
pflichtung mehr; doch ſteht es der Generalverſammlung frei, die gänzliche oder 
theilweiſe Realiſirung aus Billigkeitsrückſichten zu beſchließen. 

F. 11. 

Die in dieſem Privilegium $$. 2. 3. 8. 9. und 10. vorgeſchriebenen öffentlichen 
Bekanntmachungen erfolgen in dem Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger, der 
Weimariſchen Jeitung, der Gothaiſchen privilegirten Zeitung, der Leipziger Zei⸗ 
tung und der Geraiſchen Zeitung. Wenn eines dieſer Blätter eingeht, hat die 
Direktion in den vier anderen das an deſſen Stelle tretende ein- für allemal 
bekannt zu machen. Die Bekanntmachung in noch anderen Blättern zu erlaſſen, 
bleibt der Direktion nach Umſtänden vorbehalten. 

§. 12. 
Die Mortifizirung angeblich verlorener oder vernichteter Zinskupons iſt 

nicht ſtatthaft. 
Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privilegium 
Allerhöchſteigenhändig vollzogen und mit Unſerem Königlichen Inſiegel ausfer⸗ 
tigen laſſen, ohne jedoch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Be⸗ 
friedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staates zu geben oder den 
Rechten Dritter zu präjudiziren. 

Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Gefekfanmmlung bekannt zu 
en 


Gegeben Berlin, den 12. Dezember 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 
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Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe nach Ein⸗ 
löſung der jetzt ausgegebenen zwölf Zinskupons zu der oben en Obligation 
die zweite auszugebende Reihe von zwölf Zinskupons nebſt Talon. 

Erfurt, dnn 18 


Die Direktion der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
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ae) Rey 
(Nr. 7286.) Konzeſſions und Beftätigungs-Urkunde für die Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger 
Eiſenbahngeſellſchaft, betreffend verſchiedene Erweiterungen ihres Unter⸗ 


nehmens und einen Nachtrag zu ihrem Geſellſchafts⸗ Statute. Vom 
14. Dezember 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


Nachdem die Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft durch ihre 
Geſellſchaftsvorſtände auf Grund der Beſchlüſſe der Generalverſammlungen ihrer 
Aktionaire vom 28. März 1863. und 18. Dezember 1867. darauf angetragen 
hat, zum Zwecke einer möglichſt abgekürzten Verbindung zwiſchen ihren Stationen 
mit den Herzoglich Braunſchweigiſchen Eiſenbahnen unter Verlegung der bis⸗ 
herigen Strecke zwiſchen Burg und Magdeburg und Einführung derſelben in 
dieſe Stadt vermittelft eines unterhalb Magdeburgs bei der Neuſtadt herzuſtellen⸗ 
den Elbübergangs die Ausdehnung ihres Unternehmens durch den Bau einer 
Bahn von Magdeburg nach Helmſtedt mit einer Abzweigung nach Jerxheim und 
einem von dem jetzigen Bahnhof Magdeburg herzuſtellenden Anſchluß an dieſe 
Bahn bei Sudenburg zu geſtatten und den anliegenden Nachtrag zu ihrem Ge⸗ 

ſellſchafts⸗Statute zu beſtätigen, wollen Wir, unter Beſtätigung dieſes Nachtrages, 
der genannten Geſellſchaft zum Bau und Betriebe der vorerwähnten Eiſenbahn⸗ 
Anlagen Unſere Genehmigung hiermit ertheilen. 

Wir beſtimmen, daß die in dem Geſetze über Eiſenbahn⸗Unternehmungen 
vom 3. November 1838. (Geſetz⸗Samml. S. 505.) enthaltenen Vorſchriften, 
insbeſondere diejenigen über die Expropriation und das Recht zur vorübergehenden 
Benutzung fremder Grundſtücke, auf die in Rede ſtehenden Eiſenbahnbauten An⸗ 
wendung finden ſollen. 

Die gegenwärtige Urkunde ift nebſt dem Statutnachtrage durch die Ge⸗— 
ſetz-Sammlung bekannt zu machen. ö a 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 
Gegeben Berlin, den 14. Dezember 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Nach⸗ 


| 
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f Nachtrag 
zu dem am 17. Auguſt 1845. Allerhöchſt beſtaͤtigten Statute 
der Berlin⸗Potsdam⸗ Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
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Das Unternehmen der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft wird 
auf den Bau und den Betrieb einer Eiſenbahn von Magdeburg nach Helmſtedt 
mit einem von dem jetzigen Bahnhof Magdeburg herzuſtellenden Anſchluſſe an 
dieſe Bahn bei der Sudenburg und einer Abzweigung von Eilsleben nach Jerx⸗ 
heim ausgedehnt. Der Bahnhof in der Stadt Berlin wird dem hervorgetretenen 
en entſprechend umgebaut und erweitert und die Bahnſtrecke von Burg 
bis Magdeburg durch Verlegung der bisherigen Linie verkürzt. Zu dem letzteren 
Zwecke wird unterhalb Magdeburgs eine neue Elbüberbrückung hergeſtellt und 
die Stammbahn über dieſe in die Stadt Magdeburg eingeführt. Die Richtung 
der Bahn von Magdeburg nach Helmſtedt und Jerxheim und der projektirten 
kürzeren Linie von Burg nach Magdeburg mit neuer Elbüberbrückung, ſowie die 
Einführung beider Linien in die Stadt Magdeburg, wird von dem Königlichen 
Handelsminiſterium fe Der Genehmigung deſſelben unterliegen auch die 
ſpeziellen Projekte und Anſchläge zu ſämmtlichen vorgedachten Bauten. 

Von den feſtgeſtellten Bauplänen darf nur unker beſonderer Genehmigung 
des genannten Miniſteriums abgewichen werden. 


$. 2. 


Die Eiſenbahnbauten in der Feſtung Magdeburg und in deren Rayons 
dürfen erſt in Angriff genommen werden, wenn die Erfüllung der im Intereſſe 
der Landesvertheidigung daran geknüpften Bedingungen von den zuſtändigen 
Königlichen Miniſterien als geſichert anerkannt ſein wird. 


$. 3. 


Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, an der aufzugebenden Bahnſtrecke von 
Burg bis Magdeburg, ſowie an der beſtehenden Eiſenbahnbrücke über die Elbe 
diejenigen Veränderungen auf ihre Koſten zu bewirken, welche das Königliche 
Handelsminiſterium zur Verbeſſerung der Fluthverhältniſſe der Elbe und im 
Intereſſe der Schiffahrt für erforderlich erachten wird. 


$. 4. 

Die Geſellſchaft iſt allen Beſtimmungen desjenigen Staatsvertrages unter⸗ 
worfen, welcher wegen der Eiſenbahn von Magdeburg nach ie und Jerx⸗ 
heim zwiſchen Preußen und Braunſchweig bereits u Abſchluß gekommen 955 

(Nr, 7286.) 9. 


= 


H. 5. x 


Die Eiſenbahn von Magdeburg nach Helmſtedt und Jerxheim bildet einen 
integrirenden Theil des Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn⸗Unternehmens 
und es finden auf dieſelbe alle Beſtimmungen der Allerhöchſt beſtätigten reſp. 
abgeänderten Geſellſchafts⸗Statuten mit den nachfolgenden Zuſätzen Anwendung: 


a) Zur Ausführung der Beſtimmungen über die Benutzung der Eiſenbahnen 
zu militairiſchen Zwecken (Gefeß-Samml, 1843. S. 373.) iſt die Geſell⸗ 
ſchaft ſowohl rückſichtlich der neuen Bahnſtrecken, als auch der zu dem 
Stamm » Unternehmen gehörigen Bahnen, verpflichtet, ſich den Beſtim⸗ 
mungen und Beförderungsſätzen des in der Sitzung des Bundesrathes 
des Norddeutſchen Bundes vom 3. Juli 1868. beſchloſſenen Reglements 
für die Beförderung von Truppen, Militaireffekten und ſonſtigen Militair⸗ 
bedürfniſſen auf den Staatsbahnen und den unter Staatsverwaltung 
ſtehenden Privat⸗Eiſenbahnen, ferner den Beſtimmungen des Reglements 
vom 1. Mai 1861., betreffend die Organiſation des Transports größerer 
Truppenmaſſen auf den Eiſenbahnen und der Inſtruktion von demſelben 
Datum für den Transport der Truppen und des Armeematerials auf 
den een, ſowie den künftigen Abänderungen und Ergänzungen 
diefes Reglements und dieſer Inſtruktion, zu unterwerfen. 


b) Zu Gunſten der Poſt iſt die Geſellſchaft bezüglich der neuen Bahnſtrecken 
zu gleichen Leiſtungen verpflichtet, wie ſolche ihr bezüglich der Stamm⸗ 
bahn obliegen. 


c) Im Verhältniß zur Bundes ⸗Telegraphenverwaltung gelten rückſichtlich 
der neuen Bahnſtrecken diejenigen Beſtimmungen, welche das vom Nord⸗ 
deutſchen Bunde zu erlaſſende Reglement über die Seitens der Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaften der Bundes⸗Telegraphenverwaltung gegenüber zu überneh⸗ 
menden Leiſtungen enthalten wird. i 


ch Die Geſellſchaft hat den Anordnungen, welche wegen polizeilicher Beauf⸗ 
ſichtigung der beim Eiſenbahnbau beſchäftigten Arbeiter getroffen werden, 
nachzukommen und die aus dieſen Anordnungen erwachſenden Ausgaben, 
insbeſondere auch die durch die etwaige Anſtellung eines beſonderen 
Polizei Aufſichtsperſonals entſtehenden oſten zu tragen. Sie iſt ver⸗ 
pflichtet, die nöthigen Zuſchüſſe zu der in Gemäßheit des Geſetzes vom 
1 1 17 1846. für die Bauarbeiter einzurichtenden Krankenkaſſe 
zu leiſten. 4 | 


e) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, für ihre Beamten Penſions⸗ und Wittwen⸗ 
Verpflegungskaſſen auch ferner beſtehen zu laſſen, zu dieſen Kaſſen die 
erforderlichen Beiträge zu leiſten und zur Anterſtützung ihrer Arbeiter 
angemeſſene Summen zu verwenden. Dabei ſind für die Beamten, deren 
Familien und für die Arbeiter thunlichſt ebenſo günſtige Normen auf⸗ 
zuſtellen, wie ſie in dem Reglement für die betreffenden Kaſſen der 
Staatseiſenbahnen enthalten find. g 1 

) Die 


es 


f) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die von ihr anzuſtellenden Bahnwärter, 
Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer techni⸗ 
ſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den Königlich Preußiſchen 
Militairanwärtern, ſoweit dieſelben das 35ſte Lebensjahr noch nicht vollen⸗ 

det haben, zu wählen. 

$. 6. 


Das e dez welches einſchließlich der Verzinſung deſſelben während 
der Bauzeit und der bei Beſchaffung deſſelben etwa entſtehenden Verluſte: 


a) für den Umbau des Bahnhofes in der Stadt Berlin auf 2,190,000 Rthlr., 
b) für die Verlegung der Linie zwiſchen Burg und Magde⸗ 
burg und für die Herſtellung einer neuen Elb⸗ 
| überbrückung und Einführung der Bahn in die Stadt 
Möse , 8 3,755,000 
; e) für den Bau und die vollſtändige Ausrüſtung der 
g Bahn von Magdeburg nach Helmſtedt und Jerxheim, 
einſchließlich der Verbindung vom jetzigen Bahnhofe 
Magdeburg nach der Sudenburg auunne 6,055,000 = 
| in Summa auf = 12,000,000 Rthlr. 
bemeſſen iſt, wird beſchafft durch die Ausgabe von 
1) 50,000 neuen Stammaktien der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft in Apoints von 100 Rthlr. Nominalwerth, und 
5 2) 77000, 000 Rthlr. Prioritäts⸗Obligationen derſelben Geſellſchaft, deren 
. Emiſſionsbedingungen durch ein beſonderes Allerhöchſtes Privilegium feſt⸗ 
5 geſetzt werden. 


9.7. 


. Die neuen Stammaktien ſollen nach der für die älteren Aktien und die 
Dazu gehörigen Dividendenſcheine und Talons nach den bisherigen Statuten⸗ 


ſtimmungen feſtgeſetzten Form unter den Nummern 50,001. bis 100,000. aus⸗ 
gefertigt werden. 5 5 
$. 8. 


Die Emiſſion der Aktien erfolgt gegen Vollzahlung des darin verſchrie⸗ 
benen Betrages je nach dem Bedürfniß in einzelnen Terminen (vergl. §. 10.). 

Die neuen Aktien nehmen vom 1. Januar desjenigen Jahres, in welchem 
dieſelben ausgegeben werden, ab, an allen Rechten Theil, die den älteren Aktien 
1 1 Auf die den neuen Aktien bei egebenen Dividendenfcheine wird demgemäß 
erſelbe Betrag gezahlt, welcher auf die älteren Aktien zur ag kommt. 
Von dieſem Betrage ſind indeſſen fünf Prozent als Zinſen aus dem aufonds 
u entnehmen (vergl. $. 12.) und nur der eſt iſt aus der Reineinnahme des 
Betriebes zu beſtreiten. 8 9 


Bei der jedesmaligen Ausgabe neuer Aktien ſollen dieſelben den Beſitzern 
© (Nr. 7286) der 


55 — | 
der bereits bis dahin ausgegebenen Aktien nach Verhältniß ihres Aktienbeſitzes 
gleichmäßig al pari überlaſſen werden. 


$. 10. 


Auf welche Stückzahl der bereits emittirten Aktien jedesmal neue Aktien 
verabfolgt werden, desgleichen der Termin, bis zu welchem, und die Stelle, an 
der die neuen Aktien abzunehmen ſind, wird von dem Direktorium der Geſellſchaft 
in den ſtatutenmäßig vorgeſehenen und den ſonſt von demſelben für geeignet 
erachteten Blättern durch dreimalige Inſertionen, von welchen die erſte mindeſtens 
acht Wochen vor dem betreffenden Abnahmetermine ſtattfinden muß, bekannt 
gemacht werden. ei 


Diejenigen Aktionaire, welche bis zu dem jedesmal beſtimmten Termine 
das ihnen nach §. 9. zustehende Recht nicht ausüben, gehen deſſelben verluſtig / 
die unabgenommenen neuen Aktien werden zum Beſten der Geſellſchaft verwerthet. 


aD. 


Bis zum Ablauf desjenigen Jahres, in welchem die im F. 6. Littr. a. 
bis C. bezeichneten Anlagen dem Betriebe übergeben werden, werden aus den 
Baufonds nicht nur die Zinſen der neu aufzunehmenden Prioritäts⸗ Anleihe, | ondern 
auch die im F. 8. erwähnten Zinſen der neu kreirten Stammaktien während der 
Bauzeit beſtritten. Sofern jedoch die drei vorbezeichneten Anlagen nicht in dem⸗ 
ſelben Jahre dem Betriebe übergeben werden, ſo hört in Betreff der auf eine 
früher vollendete Anlage verwendeten Baukosten mit Ablauf des Jahres ihrer 
Eröffnung die Verpflichtung des Baufonds zur Verzinſung auf. Die Deckung 
der dadurch entſtehenden Ausfälle an den Zinszuſchüſſen des Baufonds fällt als⸗ 
dann vorweg dem Betriebsfonds zur Laſt. 5 


§. 13. 


Falls die Ausgabe der neuen Aktien an einem anderen Tage als am 
1. Januar eines Jahres erfolgt, haben die Abnehmer der neuen Aktien fünf 
Prozent des Nominalbetrages vom 1. Januar bis zum Tage der Abnahme, 
welche innerhalb der Bauzeit zum Baufonds fließen, zu vergüten. 


5 


Die Geſellſchaft iſt verpflichtet: 

a) die Bahn von Magdeburg nach Helmſtedt und Jerxheim binnen längſtens 
zwei Jahren, von Ertheilung der Königlich Preußiſchen und Herzoglich 
Braunſchweigiſchen Konzeſſionen an gerechnet, zu vollenden und dem 
Betriebe zu übergeben, 

b) den Umbau des Bahnhofes in der Stadt Berlin innerhalb zwei einhalb 
alen 1108 Tage der Beſtätigung dieſes Statutnachtrages fertig zu 

ellen, un 5 . 


oö die 


e) die Abkürzung der Bahnftrede von Burg nach Magdeburg, ſowie den 
Bau der neuen Elbbrücke und die Einführung der Stammbahn über 
dieſelbe in die Stadt Magdeburg, binnen zwei Jahren vom Tage der 
Feſtſtellung des Bauplanes auszuführen. 


§. 15. 


Die Geſellſchaft iſt gehalten, inſofern und ſobald das Königliche Handels⸗ 
miniſterium im Intereſſe des Verkehrs es für angemeſſen erachtet, anderen Bahn⸗ 
verwaltungen die Mitbenutzung der Elbbrücke und 12 0 Zugänge gegen Leiſtung 
einer Vergütung nach Maaßgabe eines in Ermangelung der freien Vereinbarung 
vom Königlichen Handelsminiſterium feſtzuſetzenden Tarifs zu geſtatten. 

Bei ſolcher Mitbenutzung ſoll jedoch in allen Fällen, wenn es ſich um 
Anſchlüſſe an andere Bahnen handelt, die Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft nicht verpflichtet ſein und niemals angehalten werden dürfen, ihre 
Züge erſt nach den gleichartigen Zügen der zur Mitbenutzung der Brücke ver⸗ 
ſtatteten Bahnverwaltungen über die Elbbrücke fahren zu müſſen. Letztere haben 
die nach Maaßgabe des betreffenden Tarifs zu leiſtenden Vergütungen an die 
Berlin⸗Potsdam⸗ Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft allmonatlich ahaurübren und 
find außerdem verpflichtet, ſoweit dieſe von ihnen geleifteten tarifmäßigen Ver⸗ 
gütungen unter Hinzurechnung einer nach demſelben ste veranſchlagten Ver⸗ 
e für alle eigenen Transporte der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger 

iſenbahngeſellſchaft nicht zureichen, von den mitbenutzten Brücken und al 
theilen außer allen Unterhaltungs⸗ und Verwaltungskoſten auch noch die vollen 
Zinſen des darauf verwendeten Anlagekapitals zu decken, für jedes Betriebsjahr 
auch von dieſem Ausfalle nach Verhältniß der darin über die Elbbrücke bewegten 
ſämmtlichen Wagen⸗ und Lokomotivachſen den ratirlichen Theil an die Berlin⸗ 
Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft zu gewähren. 


$. 16. 


Von dem auf die Eröffnung des Betriebes auf der Eiſenbahn von Mag⸗ 
deburg nach Helmſtedt und Jerxheim folgenden 1. Januar wird der nach den 
Beſtimmungen der $$. 14. und 15. des Statuts gebildete Reſervefonds auf⸗ 
elöſt und von dem Beſtande deſſelben die Summe von 150,000 Thalern zur 
Bildung eines anderweiten Reſervefonds, der Ueberreſt aber zur Begründung 
eines Erneuerungsfonds für das geſammte Berlin: Potsdam: Magdeburger Eiſen⸗ 
bahn⸗Unternehmen verwendet. 


Der Reſervefonds iſt zur Deckung der in e 8 0 Fällen nöthigen 
Ausgaben beſtimmt und braucht nur auf der Höhe von 150,000 Thalern erhalten 
zu werden. Im Falle einer Verminderung erfolgt die Ergänzung durch Zufchüffe 
aus den Betriebseinnahmen, die von dem Ausſchuſſe nach Bedürfniß feſtgeſetzt 
werden, aber pro anno nicht weniger als % Prozent des Anlagekapitals des 
geſammten Unternehmens betragen dürfen. So lange der Reſervefonds in voller 
Höhe vorhanden iſt, fließen die Zinſen deſſelben in die Betriebskaſſe. 0 
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enehmigung des Königlichen Handels⸗ 
welches die zur Ergänzung des Er⸗ 
neuerungsfonds beſtimmten und nach Verhältniß der Abnutzung der Bauwerke, 
des Oberbaues und der Betriebsmittel periodenweiſe abzumeſſenden Rücklagen aus 
den Betriebseinnahmen feſtſtellt. Außerdem werden dem Erneuerungsfonds die 
Einnahmen aus dem Verkaufe alter Materialien des Oberbaues und der Betriebs- 


Mit der Einrichtung dieſer Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds werden die 
Beſtimmungen der $$. 14. und 15. des Geſellſchaftsſtatuts, ſoweit ſie die Bil⸗ 
dung des zur Zeit beſtehenden Reſervefonds und die mit Zuziehung des König⸗ 
lichen Kommiſſarius vorzunehmende Reviſion der Bauwerke ꝛc. reſp. die Ab⸗ 
ſonderung einer zur Unterhaltung derſelben erforderlichen Summe betreffen, 
aufgehoben. i : 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 5 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckere! 
8 . v. Decker). a 


